
Bundessozialgericht

12 RK 67/80 —

I m N a m e n d e s V o l k e s

U r t e i l

in dem Rechtsstreit

Klägerin und Revisionsklägerin,

Prozeßbevollmächtigte: ...................................
.......................O........................'..........

gegen- —' :.;z::

\ . ';
.............O‘........Ö..OOÖOOO.ÖÖ..OOOOOO.....‘O...O......O

Beklagte und Revisionsbeklagte,

Beigeladene:
l)

............................

Der 12. Senat des Bundessozialgerichts hat ohne mündliche

Verhandlung am 14. Mai. 1981 ' '
für Recht erkannt:

Auf die Revision der Klägerin wird das Urteil des Landes-

sozialgerichts Berlin vom 12. März 1980 aufgehoben.

Der Rechtsstreit wird
zu neuer Verhandlung und Entscheidung

an das Landessozialgericht zurückverwiesen.

JLaw – Gesetze und Urteile
(mobile App)

JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


Die Beteiligten streiten darüber, wie die Akkordentgelte,

'*—die die Klägerin ihren Arbeitnehmern zahlt, bei der Berech-

'nung der Beiträge zur Krankenversicherung, Rentenversiche-

rung und zur Bundesanstalt für Arbeit sowie der Umlage nach

dem Gesetz über die Fortzahlung des Arbeitsentgelts im

Krankheitsfalle (LFZG) zu berücksichtigen sind.

Die Klägerin beschäftigt sich mit Rohrleitungsbau und der

Installation von Heizungs— und Ölfeuerungsanlagen. Sie ent-

lohnte ihre Arbeitnehmer nach dem Akkordtarifvertrag für das
Rohrinstallateur- und Klempnergewerbe Berlin vom 29. Mai 1954

und dem mit Wirkung vom 1. Juni 1975 für allgemeinverbind-

lich erklärten Akkordtarifvertrag Heizung für den Wirt-

schaftsbereich Heizungs—, Lüftungs— und Gesundheitstechnik

Berlin.

Beide Tarifverträge sehen Abschlagszahlungen vor und eine
Endabrechnung einige Zeit nach unbeanstandeter Übergabe der

Anlage. Nach dem älteren Vertrag erhielten auch die inzwi-

schen ausgeschiedenen Arbeitnehmer einen Anteil von der End-
abrechnung; nach dem neueren Tarifvertrag waren sie nicht

mehr an der Endebreohnung beteiligt.
. “"

Die Klägerin rechnete die Akkordspitzen‚ die mit der Endab-

rechnung ausgezahlt wurden, dem jeweiligen Auszahlungsmonat

zu und errechnete danach die Beiträge und die Umlage nach

dem LFZG. Die Beklagte ist demgegenüber der Auffassung, daß
die Akkordspitzen auf die einzelnen Monate verteilt werden

müßten, in denen sie erarbeitet worden seien. Sie beanstan—

dete das Verfahren der Klägerin anläßlich einer Betriebsprü-
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_5_

fung und forderte die Klägerin auf, die ab
Dezember 1971

nachgezahlten Akkordspitzen auf die Zeiträume zu vertei—

len, in denen die entsprechenden Arbeiten ausgeführt wor-

den sind, und die Differenzbeiträge bis zum 28. Juni 1974

zu entrichten (Bescheid vom 26. April 1974).

Nachdem sich herausgestellt hatte, daß die Akkordstunden

in den Lohnunterlagen nicht gesondert ausgewiesen waren
und deswegen eine rückwirkende Verteilung nicht exakt
möglich war, errechnete die Beklagte die Beiträge und

die Umlage nach dem LFZG, indem sie die jeweils in einem

Jahr zugeflossenen Akkordspitzenbeträge auf das gesamte

Jahr — mit Ausnahme der für sie klar erkennbar akkord-
freien Zeiten — umlegte. Den daraus errechneten Betrag

für die Jahre 1972 bis 1974 forderte sie mit gesonder-

tem Bescheid vom 25. April 1975.

Widerspruch, Klage und Berufung blieben ohne Erfolg (Wi—

derspruchsbescheide vom 28. Mai 1975; Urteil des Sozial—

gerichts —SG—Berlin vom 25. August 1977; Urteil des

Landessozialgerichts -LSG— Berlin vom 12. März 1980).

Das LSG hat die Auffassung vertreten, daß die Akkordlöhne

für die Berechnung der Beiträge und der Umlage auf die

Akkordzeiträume zu verteilen seien, in denen sie erarbei—

tet wurden. Es handele sich bei den Akkordspitzen nicht

um einmalige Zuwendungen iS des 5 160 Abs 3 der Reichs-

versicherungsordnung (RVG).

Mit der Revision macht die Klägerin geltend, beim Zeit—

akkord, um den es sich hier handele, entständen die Ak—

kordspitzen überhaupt erst mit der Abrechnung. Der Ak—

kordzeitraum beinhalte die betriebsfertige Herstellung

einer ganzen Anlage mit der Folge, daß erst bei Fertig—

stellung der Anlage überhaupt feststellbar sei, ob eine
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Akkbrdspitze entstanden sei oder nicht. Sie folgert daraus,

‘ daß die Akkordspitze deshalb beitragsrechtlich und umlage-

rechtlich auch erst im Abrechnungszeitpunkt berücksichtigt

werden könne.

Die Klägerin beantragt,
die Urteile des LSG und des SG sowie die Be—

scheide der Beklagten vom 26. April 1974 und

25. April 1975, in der Gestalt der Wider-

spruchsbescheide vom 28. Mai 1975 aufzuheben.

Die übrigen Beteiligten beantragen,

die Revision zurückzuweisen.

Alle Beteiligten haben sich damit einverstanden erklärt,

daß der Rechtsstreit durch Urteil ohne mündliche Verhand—

lung (5 124 Abs 2 des Sozialgerichtsgesetzes —SGG—)entschie—
den wird.

II

Die Revision ist zulässig und begründet. Sie führt zur Auf-

hebung des angefochtenen Urteils und zur Zurückverweisung

des Rechtsstreits an das LSG.

Der erkennende Senat kann in der Sache noch nicht entschei-

den, weil von diesem Verfahren die in Betracht kommenden Ar—

beitnehmer in der Weise betroffen sind, daß auch ihnen ge-
genüber nur einheitlich entschieden werden kann und deshalb

eine Beiladung dieser Arbeitnehmer nach 5 75 Abs 2 SGG er-
forderlich ist. )
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Die Entscheidung über die Höhe der abzuführenden Bei—

träge berührt nicht nur die rechtlichen Belange der Klä—

gerin und der Beklagten, sondern auch die Rechtsstel—

lung der damaligen Arbeitnehmer der Klägerin, die im

Akkord gearbeitet haben, weil von der Höhe der für sie

abgeführten Beiträge auch die Höhe der Leistungen abhän-

gen kann, die sie aus ihren Versicherungsverhältnissen

zu erwarten haben oder hatten, Deshalb muß eine gericht—

liche Entscheidung über die Frage der Beitragspflicht

und der beitragsrechtlichen Einordnung bestimmter Ein—

kommensteile gegenüber Arbeitgeber und Arbeitnehmer ein-

heitlich ergehen, so daß die Beiladung auch der Arbeit—

nehmer notwendig ist°

Die Unterlassung einer notwendigen Beiladung ist ein im

Revisionsverfahren von Amts wegen zu beachtender und zur
Zurückverweisung zwingender Verfahrensmangel (BSG SozR

1500 5 75 Nr 29 mwN); dabei sind dem Senat Ausführungen

zur materiell—rechtlichen Seite des Rechtsstreits ver—

wehrt.

Für die hier ebenfalls streitige Höhe der Umlage nach

dem LFZG gilt dies allerdings nicht. Diese hat auf die

Rechte der Arbeitnehmer keinen Einfluß, Der Senat hält

jedoch eine Abtrennung dieses Teils des Verfahrens nicht

für zweckmäßig (55 165, 155 Abs 1, 113 Abs 2 SGG) und

auch die Entscheidung durch Teilurteil nicht für angemes-

sen (5 202 SGG iVm 5 501 Abs 2 der Zivilprozeßordnung
—ZPO—)° Da das Gesetz bestimmt, daß die Höhe der Umlage

nach dem Entgelt zu bemessen ist, nach dem die Beiträge

zur gesetzlichen Rentenversicherung bemessen werden

(5 14 Abs 2 LFZG), würde eine Vorabentscheidung über die
Bemessung der Rentenversicherungsbeiträge — auch wenn

dies nur im Rahmen einer Vorfrage erfolgt — die Beteili—

gungsrechte der Arbeitnehmer in dem Verfahren über die
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Höhe ihrer Versicherungsbeiträge unangemessen beschränken.

Eine getrennte Verhandlung und Entscheidung könnte überdies

v zu divergierenden Entscheidungen führen und damit den vom
Ge3etz angestrebten Vereinheitlichungszweck vereiteln. Ist

aber weder eine Trennung zweckmäßig noch ein Teilurteil an—

gemessen, so muß der Rechtsstreit insgesamt an das LSG zu-

rückverwiesen werden.

Die Kostenentscheidung bleibt dem das Verfahren abschließen-

den Urteil vorbehalten.
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